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Entstanden ist der Leitfaden in einer Arbeitsgruppe, die sich aus dem Steuerungskreis für das Projekt „Schulverweigerung - 
Die 2. Chance“ gebildet hat: 

-	 Sylvia Arnold (Jugendamt der Stadt Paderborn)
-	 Kirsten Greiner (IN VIA Paderborn e.V.)
-	 Dietlind Schäfer (Krollbachschule Hövelhof, im Auftrag des Schulamtes für den Kreis Paderborn) 
-	 Paul Krane-Naumann (Kolping-Berufsförderungszentrum Paderborn/Höxter)    
-	 Dr. Nils Schütte (Psychologische Beratungsstelle für Schule, Jugend und Familie des Kreises Paderborn – 
	 Regionale Schulberatungsstelle)

Wenn im Folgenden von Schülern, Schulleitern, Klassenlehrern oder Schulsozialarbeitern gesprochen wird, dann ist immer auch 
die weibliche Form gemeint.
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Im Jahr 2008 verließen 7,5%1 der Schü-
ler die allgemeinbildenden Schulen 
ohne Abschluss. Neben anderen Ursa-
chen ist Schulvermeidung ein wesent-
licher Grund. Verschiedene Wissen-
schaftler vertreten die Auffassung, dass 
Schätzungen zufolge 300.000 bis eine 
halbe Million Schüler in Deutschland 
regelmäßig der Schule fern bleiben. 
In der alltäglichen Arbeit an Schulen 
stellen wir immer wieder fest, dass eine 
schnelle Reaktion auf das Fehlen von 
Schülern und das lückenlose Nach-
halten von Fehlzeiten von sehr großer 
Bedeutung sind. Ebenso wichtig ist 
der regelmäßige Informationsfluss be-
züglich der Fehlzeiten zwischen Eltern 
und Schule in beiden Richtungen, um 
einer eventuellen Schulvermeidung 
vorzubeugen oder diese erst gar nicht 
aufkommen zu lassen. Wird das Fehlen 
von Schülern vom ersten Tag an ernst 
genommen, so kann dieses der Ent-
wicklung von  Schulvermeidungsver-
halten bei Schülern oder in Familien 
entgegenwirken. 
Zu bedenken ist, dass das schulver-
meidende Verhalten den betroffenen 
Schülern in  der Regel zunächst als eine 
Reaktion auf eine persönliche, familiä-
re, schulische oder peergroupbeding-
te Schieflage sinnvoll erscheint und 

sich schleichend weiter entwickeln 
kann. Auch der Wiederaufnahme in die 
Schule bei der Rückkehr nach Fehlzei-
ten muss große Bedeutung beigemes-
sen werden. Negative Bemerkungen 
verschlimmern meistens die Schulver-
meidung und die Schüler gelangen in 
einen Teufelskreis von Vermeidung: 
Mitschüler/Lehrer fragen bei der Rück-
kehr nach Gründen für das Fehlen. 
Diese Fragen sind für den Betroffenen 
häufig unangenehm. Um diesem aus 
dem Weg zu gehen, vermeiden die 
Schüler die Schule weiterhin.
Daher ist der Moment der Rückkehr ein 
besonders sensibler Punkt, an dem in 
der Schule/der Klasse eine Atmosphä-
re herrschen sollte, in der der Betrof-
fene sich aufgenommen und willkom-
men fühlt, sodass das Zurückkommen 
erleichtert wird - „Schule: Ja bitte!“.

Der vorliegende Leitfaden befasst sich 
mit den Formen und Phasen von Schul-
vermeidung, mit möglichen Ursachen 
und mit Präventionsmaßnahmen. Fer-
ner zeigt er Handlungsmöglichkeiten 
im Umgang mit schulvermeidendem  
Verhalten von Schülern auf und infor-
miert über Unterstützungsmöglichkei-
ten im Kreis Paderborn.

1. Einleitung

Die Ziele des Handlungsleitfadens sind:

• Aufzeigen von Handlungsmöglichkeiten für Lehrer 
• Erhöhung der Handlungssicherheit von Lehrern im Umgang mit 
  Schulvermeidung
• Anstöße geben, schulinterne Vorgehensweisen und Maßnahmen zu 
  vereinheitlichen und schulische Handlungskonzepte zu entwickeln
• Abläufe transparent machen
• Klarheit über rechtliche Bestimmungen schaffen
• Zahl der Schulversäumnisse vermindern

1Bildungsbericht 2010. Auf: www.bildungsbe-
richt.de/daten2010/bb_2010.pdf, S. 90
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2.1. Formen von Schulvermeidung 

- Aktive Schulvermeidung
o	 Fernbleiben vom Unterricht (ganze 	
	 Tage, aber auch Einzelstunden)
o	 Störung des Unterrichts
o	 Regelübertretungen im Unterricht
o	 Aggressives Verhalten

-	 Passive Schulvermeidung
o	 ruhiges und zurückgezogenes 
	 Verhalten im Unterricht und 
	 in der Schule
o	 mentale Abwesenheit
o	 formal entschuldigt, aber inhaltlich 	
	 nicht nachvollziehbar
o	 Leistungsverweigerung

Auch Mischformen beider Arten von 
Schulvermeidung  sind möglich, z.B. 
gibt es den aktiven Vermeider, der re-
gelmäßig den Unterricht stört und zu-
sätzlich übermäßig häufig von zu Hau-
se entschuldigt wird oder den mental 
abwesenden Schüler, der auch manch-
mal die Schule schwänzt.

2.2. Phasen von Schulvermeidung 

Phase 0: Keine Fehlzeiten

Phase 1: Erste Fehlzeiten
•	 Leistungsrückstände, 
	 innerer Rückzug im Unterricht
•	 Angst vor Leistungsüberprüfungen,
	 Angst vor Bloßstellungen durch 
	 die Lehrkraft
•	 Angst vor Mitschülern 
	 (phys./psych. Gewalt, Mobbing)
•	 Unangenehme Emotionen 
	 (z.B. schlechtes Gewissen) 
	 während der Fehlzeiten

In der ersten Phase spielen konkrete 
Vermeidungen bestimmter schulischer 
Situationen eine besondere Rolle. Die 
Schüler suchen noch den Anschluss 
an Lehrkräfte und Mitschüler und sie 
fühlen sich nicht  „wohl“ in den Zeiten 
ihrer Abwesenheit. 

Phase 2: 
Fehlzeiten werden ausgedehnt
•	 Verschlechterung des Lehrer-
	 Schüler-Verhältnisses
•	 Rückzug von den Mitschülern
•	 Unangenehme Emotionen 
	 (z.B. schlechtes Gewissen) 
	 während der Fehlzeiten
•	 Rückkehr und Testen der sozialen
	 Beziehungen (Lehrkraft, Mitschüler)

In der zweiten Phase findet ein erster 
Rückzug von den sozialen Beziehun-
gen in der Schule statt, dennoch be-
steht noch eine gewisse Offenheit für 
den Wiederanschluss und die Fehlzei-
ten werden noch nicht als angenehm 
erlebt.

Phase 3: Chronifizierung
•	 Resignation, völliger Rückzug
•	 Suche nach alternativen Beschäfti-	
	 gungen während der Fehlzeiten  
  	 (z.B. Computerkonsum, Delinquenz)
•	 Freundeskreis besteht vorwiegend 	
	 aus „gleich gesinnten“ 
	 Schulvermeidern
•	 Angenehme Emotion während 
	 der Fehlzeiten (Wertewandel)

In der dritten Phase dagegen findet 
eine Neuorientierung statt. Die Schule 
wird „abgeschrieben“. Soziale Bezie-
hungen werden vorwiegend außer-
halb der Schule gesucht und die Be-
wertung der Fehlzeiten erfährt einen 
Wertewandel. Delinquenz und gleich-
gesinnte „Peers“ spielen eine größere 
Rolle.

2.3. Unterschiedliche Wahrnehmung 
von Lehrern und Schülern 
Die Ergebnisse einer Untersuchung 
von Brettfeld et al. (2005)  in den Städ-
ten Hannover, Delmenhorst, Osna-
brück und dem Landkreis Friesland 
zeigen, dass bei der Einschätzung zur 
Häufigkeit des Fehlens im Unterricht 
erhebliche Wahrnehmungsunterschie-
de zwischen den Lehrkräften und den 
betroffenen Schülern bestehen (Wet-
zels et al., ebd. Das Modellprojekt ge-
gen Schulschwänzen).

A.) Die Befragung von 250 Lehrkräften 
aus 8. Klassen verschiedener  Schulfor-
men ergab:
•	 2,37 – 7 % der Schüler haben 5-10 
	 Tage im letzten Schulhalbjahr 
	 unentschuldigt gefehlt
•	 2,37 – 4,19 % der Schüler haben 
	 mehr als 10 Tage im letzten Schul-	
	 halbjahr unentschuldigt gefehlt

B.) Die Befragung von 4 369 Schüler 
und Schüler in denselben Schulen er-
gab deutlich höhere Zahlen:
•	 Fast 44 % der  Schüler gaben zu, 
	 im letzten Schulhalbjahr 
	 geschwänzt zu haben, 
•	 9,8 % mehr als 5 Tage 
	 gefehlt zu haben

  Vgl. Dr. Thorsten Bührmann: Erfolgreicher 
Umgang mit schulmüden Jugendlichen und 
Schulverweigerern. In B. Marx (Hrsg.): Reihe Pra-
xisforschung in Bildung und Sozialer Arbeit. Pa-
derborn/Freiburg IN VIA Verlag 2009, S. 8.
  Schreiber-Kittl, M./Schröpfer, H.: Abgeschrie-
ben? Ergebnisse einer empirischen Untersu-
chung über Schulverweigerer. Übergänge in Ar-
beit, Bd. 2, München, Deutsches Jugendinstitut, 
2002.
 Brettfeld,K., Enzmann,D., Trunk,D. & Wetzels, 
P. (2005). Abschlussbericht zur Evaluation des 
Niedersächsischen Modellprojekts gegen Schul-
schwänzer (ProgeSs). Bericht an den Landesprä-
ventionsrat Niedersachsen. Hannover: LPR.

2.  
Phänomenologie 
von 
Schulvermeidung

Schulvermeidendem Verhalten liegt 
meist nicht nur eine Ursache zu Grun-
de. Oft treffen verschiedene Ursachen 
zusammen, die dazu führen, dass sich 
schulvermeidendes Verhalten bei 
Schülern entwickelt. Einige mögliche 
Ursachen werden im Folgenden be-
nannt.  

3.1. Das Kind / den Jugendlichen 
betreffende Ursachen

•	 wenig Aufsicht und Unterstützung 	
	 durch Eltern
•	 schulischer Misserfolg
•	 Konflikte mit Mitschülern und 
	 Lehrern
•	 Bullying / Mobbing, Cybermobbing
•	 Mitgliedschaft in einer 
	 schulschwänzenden Clique
•	 negative Eltern-Lehrer-Beziehung
•	 Unterforderung
•	 Überforderung
•	 Sucht (Drogen, Alkohol, 
	 Computer, …)
•	 häusliche Probleme (z.B. Scheidung 	
	 der Eltern, Arbeitslosigkeit …)
•	 häusliche Gewalt
•	 sexueller Missbrauch
•	 Delinquenz
•	 Sonderpädagogischer Förderbedarf
•	 Antriebslosigkeit
•	 Depression
•	 Überbetonung des Lustprinzips als 	
	 erlerntes Verhaltensmuster
•	 Misslungene Übergänge	
  	 Grundschule 	weiterführende 	
			   Schule		
  	 Gymnasium 		Realschule                      
  	 Realschule 	 	Hauptschule
•	 Lese-Rechtschreibschwäche / 
	 Dyskalkulie	
•	 Störung des Sozialverhaltens / 
	 Hyperaktivität	
•	 Aufmerksamkeitsschwierigkeiten

3.2. Familiäre Ursachen
•	 Schulkritische / negative Haltung 	
	 der Erziehungsberechtigten
•	 Religiöse Positionen
•	 Kulturelle Diskrepanzen 
•	 Erziehungsunsicherheit
•	 Überbehütung
•	 Ferienverlängerung durch 
	 Erziehungsberechtigte
•	 Desinteresse, Gleichgültigkeit 
	 oder Aversion der Erziehungsbe-
	 rechtigten gegenüber der Institution 
	 Schule
•	 Lebensprobleme der Eltern 
	 (z.B. Alkohol- / Drogenabhängigkeit, 	
	 psychische Erkrankungen, 
	 finanzielle Probleme, …)
•	 Schulwechsel
•	 Klassenwechsel
•	 Armut
•	 Verwahrlosung 
•	 Verdacht auf Kindeswohl-
     gefährdung

3.3. Angstinduzierte Ursachen
•	 Prüfungsangst 
•	 Soziale Angst
•	 Angst vor Mitschülern
•	 Angst vor Lehrern
•	 Trennungsangst
•	 Phobien
•	 Psychische Probleme der Schüler

3.   
Mögliche Ursachen 
für Schulvermeidung  
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Folgende Punkte dienen der Präventi-
on, sind aber ebenso bei Interventio-
nen im Umgang mit Schulvermeidung 
sinnvoll:

4. 
Prävention / 
Pädagogische 
Grundhaltung

•	 Wertschätzungshaltung (trotz Fehlverhaltens)
•	 Beziehungsgestaltung (Zuwendung zu Schülern)
•	 sozial-integratives Schul- und Klassenklima
•	 Beratungsangebote für  Schüler
•	 Konzepte zur Konfliktbewältigung
•	 positive Verstärkung
•	 Lernerfolge schaffen
•	 Anpassung der Bewertungsmaßstäbe
•	 positive / kooperative Elternkontakte
•	 konsequente Anwesenheitskontrolle
•	 klare Konsequenzen auf unentschuldigtes Fehlen
•	 sofortiges Handeln bei unentschuldigtem Fehlen
•	 Leistungsdefizite aufarbeiten
•	 Warnsignale wahrnehmen
	 o	 häufiges Zuspätkommen
	 o	 Schulversagen
	 o	 gestörte Lehrer-Schüler-Beziehung
	 o	 Störverhalten im Unterricht
	 o	 Lernverweigerung
	 o	 innerer Rückzug
	 o	 Gleichgültigkeit
	 o	 Leistungseinbruch
	 o	 auffällig passives Verhalten (z.B. Träumen, Abschalten, 
		  häufig zur Toilette gehen)

In Bezug auf Schulvermeidung ist es 
wichtig, schnell und frühzeitig zu inter-
venieren, um so der Ausbildung oder 
Verfestigung von schulvermeidenden 
Verhaltensweisen entgegenzuwirken. 
Dabei nimmt die Dokumentation der 
Fehlzeiten eine Schlüsselfunktion ein.

Die Anwesenheit der Schüler muss re-
gelmäßig zu Stundenbeginn in jeder 
Lerngruppe festgestellt werden. Jede 
Schule sollte über ein transparentes 
System zur Erfassung von Verspätun-
gen und Fehlzeiten verfügen, das dann  
tatsächlich von allen Lehrern prakti-
ziert wird. Dazu gehört auch ein ver-
einbartes Rückmeldesystem zwischen 
Fach- und Klassenlehrer, damit der In-
formationsfluss zeitnah und reibungs-
los funktionieren kann.
Wichtig ist, dass den Unterrichtsver-
säumnissen sofort nachgegangen wird 
und Maßnahmen sofort erfolgen, da 
unerkannte Schulvermeidung verstär-
kend auf Schüler wirkt.  Grundlage für 
ein rasches Reagieren  sind klare Struk-
turen an der Schule im Umgang mit 
schulvermeidendem Verhalten.
Tipp: Lehrer- / Schulkonferenzbe-
schluss zur Fehlzeitenerfassung und 
Meldung an Schulsozialarbeit und 
Schulleitung herbeiführen.

5. 
Dokumentation 
der Fehlzeiten

5.1. Dokumentationsmöglichkeiten

Zwei Dokumentationsmöglichkeiten 
sollen hier beispielhaft aufgeführt wer-
den:

Variante A
1. 	Klassenbuch Teil B – täglich 
	 (alle Lehrkräfte)
2. 	Klassenbuch Teil A – monatlich 		
	 (Klassenlehrer überträgt die 
	 Verspätungen und Fehlzeiten 
	 aus Teil B in die Monatsübersicht)

Variante B
1. 	Klassenbuch Teil B – täglich 
	 (alle Lehrkräfte)
2. 	Exceltabelle (Klassenlehrer 
	 überträgt die Verspätungen 
	 und Fehlzeiten aus Teil B 
	 in die Exceltabelle)

Eine Exceltabelle zur Fehlzeitenerfas-
sung steht zum Download zur Verfü-
gung unter:
http://schulvermeidung.schule.hes-
sen.de/Excel-Datei/index.html
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Grundsätzlich gilt: Ein individuell auf 
den einzelnen Schüler abgestimm-
tes Verhalten sollte der Regelfall sein 
(Einzelfallentscheidung).  Jeder „Fall“ 
ist gesondert zu betrachten und das 
hinter dem „Fall“ stehende Kind ist zu 
sehen.

6. 
Schaubild: 
Handlungs-
möglichkeiten

Bei Verdacht auf Kindeswohlgefähr-
dung sollte auf jeden Fall nach ge-
meinsamer Beratung mit Schulleitung, 
Schulsozialarbeit und Lehrkräften 
ggf. unter Einbeziehung einer Kinder-
schutzfachkraft (siehe Liste „Kinder-
schutzfachkräfte“ im Anhang, S. 27 f.) 
eine Meldung an das Jugendamt (§ 42 
Abs. 6 SchulG und § 8a SGB VIII) erfol-
gen.

Begriffsklärungen:
  bedeutet: weitere Handlungs-
möglichkeiten (individuell  festzule-
gen)	

Nummerierung 1., 2., 3. bedeutet: 
festgelegte Handlungsfolge

Unentschuldigtes 
Fehlen am 1. Tag

Unentschuldigtes 
Fehlen  am  3.  Tag

Schüler fehlt 
weiterhin unent-

schuldigt,Hausbesuch 
am 3. Tag fehl-

geschlagen

1. 	Klassenlehrer  nimmt 		
	 Kontakt auf mit  Eltern
2. 	Lehrergespräch mit  		
	 Eltern

1.	Schulsozialarbeiter wird 	
	 involviert 
	 (sofern vorhanden) 
2. Hausbesuch durch Lehrer/ 	
	 Schulsozialarbeiter

1. Einladung der Eltern 
    und Schüler zum Gespräch. 
2. Brief per Einschreiben 
    mit Rückschein schicken.
3. Hinzuziehen von Jugend-
	 hilfe bei Verdacht auf 
	 Kindeswohlgefährdung

Schulversäumnisverfahren 
(Bußgeld-verfahren)
1. 	Elternanschreiben 
	 1. Mahnung  und spätes-
	 tens jetzt Information  
	 an das Jugendamt
2. 	Elternanschreiben 
	 2. Mahnung und Hinweis 	
	 auf mögl. Zuführung u. 	
	 Festsetzung einer Geldbu-
	 ße f. Eltern u. mind. 
	 14 Jahre alte Kinder
3.	 evtl. Antrag auf zwangs-
	 weise  Zuführung bei der 	
	 zuständigen 
	 Ordnungsbehörde
4. 	Beantragung von Bußgeld 	
	 bei der zuständigen 		
	 Schulaufsichtsbehörde

Eltern 
und Schüler 

erscheinen nicht 
zum Gespräch, der 

Schüler fehlt weiterhin 
unentschuldigt 

 am 10. Tag

6.1. Unentschuldigtes Fehlen

Kontakt erfolgreich:

Eltern und Schüler 
kommen zum 
Gespräch in die 
Schule.

Festlegung der 
weiteren 
Vorgehensweise:
 Einschaltung 		
	 Schulberatungs-
	 stelle
 Jugendamt
 2.Chance
 Andere Beratungs-
	 stellen (siehe 
	 Kapitel 7)
 …

6.2. Wiederholtes Fehlen

Wiederholtes 
Fehlen zu besonderen 

Anlässen  z.B. Sexualkunde, 
Schultag  vor/nach den Ferien
 (Verdacht auf Fernhalten des 

Kindes vom Unterricht 
durch die Eltern)

Wiederholtes Fehlen
 an „Randstunden / -tagen“

(eher  vom Kind ausgehend)
(Verdacht auf Schul-
schwänzen / Schul-

verweigerung)

Wiederholte 
Krankenbescheinigung

(Verdacht auf psychosomatische 
Symptomatik)

Primäre Maßnahme:
erzieherisches Einwirken, d. h. Elterngespräch 
 	Gespräch Klassenlehrer / Schulsoziarbeiter mit Schüler / Eltern 
 	Schulleitergespräch
 	Kontakt zum Jugendamt
 	Mitteilung an die Schulaufsichtsbehörde
 	Ärztliche Bescheinigung einfordern
 	…

Primäre Maßnahme:
erzieherisches Einwirken, d. h. Schülergespräch
 	Gespräch Klassenlehrer / Schulsoziarbeiter mit Schüler / Eltern 
 	Schulleitergespräch
 	Kontakt zum Jugendamt
 	Mitteilung an die Schulaufsichtsbehörde (bei unentschuldigtem Fehlen)
 	…

Erzieherische Maßnahmen in Kombination mit psychotherapeutischen 
Maßnahmen durch außerschulische Institutionen:
 	Elterngespräch
 	Kontakt zum Jugendamt aufnehmen
 	Kontakt zur Schulberatungsstelle
 	Rücksprache mit dem Arzt: Bitte, Krankschreibungen nur nach 
	 täglichem persönlichen Erscheinen auszustellen
 	Überprüfen in einer psychosomatischen Fachklinik empfehlen
 	Mitteilung an die Schulaufsichtsbehörde (bei lückenhaften ärztlichen 	
	 Bescheinigungen)
 	Einleitung einer amtsärztlichen Untersuchung (bei Verdacht auf 
	 „Arzthopping“) z.B. 3. Arzt, bei Verdacht auf Simulation des Schülers 	
	 (Kosten trägt die Schule!)
 	Antrag auf Erteilung von Hausunterricht in Absprache mit der 
	 Schulaufsicht
 	Empfehlung zum Aufsuchen des Sozialpädiatrischen Zentrums 
	 (Ausschluss von organischen Ursachen)
 	AOSF Verfahren – Feststellung eines Förderbedarfs
 	…

Wiederholtes tageweises
              Fehlen aufgrund von 

Resignation

Lehrergespräch: 
 	Überforderung  Überprüfung des Förderbedarfes (ggf. AOSF)
 	Klärung schulischer und beruflicher Perspektiven z.B. durch 
	 Berufsberatung, Studien- u. Berufswahlkoordinatoren, 
	 Berufseinstiegsbegleiter
 	Kontakt zur Schulberatungsstelle empfehlen
 	Vorstellung in der Ambulanz der Kinder- und Jugendpsychiatrie zur 
	 Abklärung psychiatrischer Symptomatik empfehlen
 	…
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6.3. Verweigerungshaltung  
bei Anwesenheit

Dauerhafte Anwesenheit 
ohne aktive Beteiligung

am Unterricht

	Gespräch mit dem Schüler
	Elterngespräch über vermutete Ursachen
	Einschaltung des Schulsozialarbeiters
	Kollegiale Beratung der Lehrer
	Checkliste 2. Chance (siehe Anhang) zu Hilfe nehmen
	…

Dauerhafte Anwesenheit
 mit Störung des Unterrichts

	Gespräch Lehrer / Klassenlehrer /  
	 Schulsozialarbeiter mit Schüler / Eltern 
	Schulleitergespräch
	Erzieherische Maßnahmen
	ggf. Ordnungsmaßnahmen gem. § 53 SchulG    (siehe Anhang)
	Bei anhaltendem Stören: Hinzuziehen von Beratungsstellen /Ärzten / 
	 Psycho-logen etc. zur Abklärung der Ursachen als Grundlage zur 
	 gemeinsamen Festlegung weiterer Handlungsschritte
	ggf. AOSF emotionale / soziale Entwicklung
	…

Der Leitfaden erhebt keinen Anspruch 
auf Vollständigkeit. Alle, die sich mit 
der Problematik Schulvermeidung 
befassen,  werden gebeten, ihre Anre-
gungen und Verbesserungsvorschläge 
an Dietlind Schäfer (Krollbachschule 
Hövelhof ) mitzuteilen.

7. 
Regionales 
Kooperationsnetz-
werk

Beratungsstelle für Eltern, Kinder und 
Jugendliche des Caritas-Verbandes 
Paderborn
Geroldstr. 50, 33098 Paderborn, 
Tel.: 05251 688878-0
Onlineberatung unter 
www.eb-paderborn.de
Die Erziehungs- und Familienbera-
tungsstelle unterstützt bei Fragen zur 
Entwicklung und Erziehung von Kin-
dern, bei Eltern-Kind Konflikten sowie 
Fragen zu Partnerschaft und Trennung.

Freies Beratungszentrum Paderborn
Nordstr. 8, 33102 Paderborn, 
Tel.: 05251 150950 
Das Freie Beratungszentrum leistet 
Erziehungsberatung und Schwanger-
schaftskonfliktberatung und ist An-
sprechpartner für Kinder, Jugendliche 
und Erwachsene.

Jugendamt der Stadt Paderborn
Am Hoppenhof 33, 33014 Paderborn, 
Tel.: 05251 88-0

Jugendamt des Kreises Paderborn
Aldegreverstr. 10-14, 33102 Paderborn, 
Tel.: 05251 308-0

LWL Tagesklinik und Ambulanz 
der Kinder- und Jugendpsychiatrie 
Marsberg
Karl Schoppe Weg 4a, 
33100 Paderborn, Tel.: 05251 14650
Die LWL Tagesklinik und Ambulanz 
ist eine medizinische Einrichtung der 
LWL Klink Marsberg, Klinik für Kinder- 
und Jugendpsychiatrie. Sie behandelt 
psychisch auffällige und problembe-
lastete Kinder und Jugendliche. Dies 
schließt auch Schulangst und Schul-
verweigerung ein.

Psychologische Beratungsstelle  für 
Schule, Jugend und Familie des Krei-
ses Paderborn
– Regionale Schulberatungsstelle
Riemekestr. 55, 33102 Paderborn, 
Tel.: 05251 308-381
Die Schulberatungsstelle unterstützt 
und fördert Kinder, Jugendliche und 
Eltern insbesondere bei Problemen 
der schulischen Entwicklung (Lernen 
und Verhalten).

Schulverweigerung – Beratungsstelle 
der 2. Chance Paderborn
Die 2. Chance Paderborn unterstützt 
dabei, Probleme im Zusammenhang 
mit Schulbesuch zu überwinden. 
Schulmüde Schüler und deren Eltern 
werden beraten, um die Situation zu 
klären sowie Lösungsansätze zu erar-
beiten. Nach Absprache werden weite-
re Unterstützungsangebote vermittelt. 
Kontakt über:
• IN VIA Paderborn e.V., Bahnhofstr. 19, 

33102 Paderborn, 
	 Tel.: 05251 1228-0
• Kolping-Berufsförderungszentrum 

Paderborn/Höxter, 
	 Otto-Stadler-Str. 9, 
	 33100 Paderborn, Tel.: 05251 5218-0 



SCHULE:  Ja bitte! 13

12

Anhang:

A) Schulpflicht – 
rechtliche 
Grundlagen
Auszüge aus dem Schulgesetz , ver-
öffentlicht in der BASS 2011/2012 
(„Bereinigte Amtliche Sammlung der 
Schulvorschriften“), Ministerium für 
Schule und Weiterbildung des Landes 
Nordrhein-Westfalen (Hrsg.), Frechen: 
Ritterbach Verlag, 26. Aufl.

Schulpflicht 

§ 34 Grundsätze
(1) Schulpflichtig ist, wer in Nordrhein-
Westfalen seinen Wohnsitz oder seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt oder seine 
Ausbildungs- oder Arbeitsstätte hat.
(2) Die Schulpflicht umfasst in der Pri-
marstufe und in der Sekundarstufe I 
die Pflicht zum Besuch einer Vollzeit-
schule (Vollzeitschulpflicht) und in der 
Sekundarstufe II die Pflicht zum Besuch 
der Berufsschule oder eines anderen 
Bildungsgangs des Berufskollegs oder 
einer anderen Schule der Sekundarstu-
fe II. Sie wird durch den Besuch einer 
öffentlichen Schule oder einer Ersatz-
schule erfüllt.
(6) Die Schulpflicht besteht für Kinder 
von Asylbewerberinnen und Asylbe-
werbern und alleinstehende Kinder 
und Jugendliche, die einen Asylantrag 
gestellt haben, sobald sie einer Ge-
meinde zugewiesen sind und solange 
ihr Aufenthalt gestattet ist. Für ausrei-
sepflichtige ausländische Kinder und 
Jugendliche besteht die Schulpflicht 
bis zur Erfüllung ihrer Ausreisepflicht. 
Im Übrigen unterliegen Kinder von 
Ausländerinnen und Ausländern der 
Schulpflicht, wenn die Voraussetzun-
gen des Absatzes 1 vorliegen. 

§ 37 Schulpflicht in der Primarstufe 
und in der Sekundarstufe I
(1) Die Schulpflicht in der Primarstufe 
und der Sekundarstufe I dauert zehn 
Schuljahre, am Gymnasium neun 
Schuljahre (§ 10 Abs. 3). Sie wird durch 
den Besuch der Grundschule und einer 
weiterführenden allgemein bilden-

den Schule erfüllt. Sie endet vorher, 
wenn die Schülerin oder der Schüler 
einen der nach dem zehnten Vollzeit-
schuljahr vorgesehen Abschluss in 
weniger als zehn Schuljahren erreicht 
hat. Durchläuft eine Schülerin oder 
ein Schüler die Schuleingangsphase 
in drei Jahren (§ 11 Abs. 2 Satz 4), wird 
das dritte Jahr nicht auf die Dauer der 
Schulpflicht angerechnet.

§ 38 Schulpflicht in der Sekundarstu-
fe II
(1) Nach der Schulpflicht in der Primar-
stufe und der Sekundarstufe I beginnt 
die Pflicht zum Besuch der Berufsschu-
le (§ 22 Abs. 4) oder eines anderen Bil-
dungsganges des Berufskollegs oder 
einer anderen Schule der Sekundarstu-
fe II.
(2) Wer vor Vollendung des einund-
zwanzigsten Lebensjahres ein Berufs-
ausbildungsverhältnis beginnt, ist bis 
zu dessen Ende schulpflichtig.
(3) Für Jugendliche ohne Berufsaus-
bildungsverhältnis dauert die Schul-
pflicht bis zum Ablauf des Schuljahres, 
in dem sie das achtzehnte Lebensjahr 
vollenden. Die Schulaufsichtsbehör-
de kann Schulpflichtige, die das acht-
zehnte Lebensjahr vollendet haben, 
vom weiteren Besuch der Schule be-
freien. Die Schulpflicht endet vor Voll-
endung des achtzehnten Lebensjahres 
mit dem erfolgreichen Abschluss eines 
vollzeitschulischen Bildungsganges 
der Sekundarstufe II. Absatz 2 bleibt 
unberührt.

7 (BASS-Auszug) © Ritterbach Verlag 
GmbH

§ 41  Schulgesetz -  Verantwortung 
für die Einhaltung der Schulpflicht
(1)	 Die Eltern melden ihr schulpflichti-
ges Kind bei der Schule an und ab. Sie 
sind dafür verantwortlich, dass es am 
Unterricht und an den sonstigen ver-
bindlichen Veranstaltungen der Schule 

regelmäßig teilnimmt, und statten es 
angemessen aus.
(2)	 Bei Schüler und Schülern im Bil-
dungsgang der Berufsschule obliegt 
die Verantwortung für die regelmäßi-
ge Teilnahme auch der oder dem Aus-
bildenden oder der Arbeitgeberin oder 
dem Arbeitgeber (Mitverantwortliche 
für die Berufserziehung); sie zeigen 
der Berufsschule den Beginn und die 
Beendigung des Ausbildungs- oder Ar-
beitsverhältnisses an.
(3)	 Lehrer und Lehrer, Schulleiterinnen 
und Schulleiter sind verpflichtet, Schul-
pflichtige, die ihre Schulpflicht nicht 
erfüllen, zum regelmäßigen Schulbe-
such anzuhalten und auf Eltern sowie 
auf  die für die Berufserziehung Mitver-
antwortlichen einzuwirken.
(4)	 Bleibt die pädagogische Einwir-
kung erfolglos, können die Schulpflich-
tigen auf Ersuchen der Schule oder der 
Schulaufsichtsbehörde von der für den 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufent-
halt zuständigen Ordnungsbehörde 
der Schule zwangsweise gemäß §§ 
66 bis 75 Verwaltungsvollstreckungs-
gesetz NRW zugeführt werden. Das 
Jugendamt ist über die beabsichtig-
te Maßnahme zu unterrichten. § 126 
bleibt unberührt.
(5)	 Die Eltern können von der Schul-
aufsichtsbehörde durch Zwangsmittel 
gemäß §§ 55 bis 65 Verwaltungsvoll-
streckungsgesetz NRW zur Erfüllung 
ihrer Pflichten gemäß Absatz 1 ange-
halten werden.

§ 42 Schulgesetz – Allgemeine Rechte 
und Pflichten aus dem Schulverhält-
nis
(1)	 Die Aufnahme der Schülerin oder 
des Schülers in eine öffentliche Schu-
le begründet ein öffentlich-rechtliches 
Schulverhältnis. Aus ihm ergeben sich 
für alle Beteiligten Rechte und Pflich-
ten. Dies erfordert ihre vertrauensvolle 
Zusammenarbeit.
(2)	 Schüler und Schüler haben das 

Recht, im Rahmen dieses Gesetzes 
an der Gestaltung der Bildungs- und 
Erziehungsarbeit der Schule mitzu-
wirken und ihre Interessen wahrzu-
nehmen. Sie sind ihrem Alter entspre-
chend über die Unterrichtsplanung zu 
informieren und an der Gestaltung des 
Unterrichts und sonstiger schulischer 
Veranstaltungen zu beteiligen.
(3)	 Schüler und Schüler haben die 
Pflicht daran mitzuarbeiten, dass die 
Aufgabe der Schule erfüllt und das 
Bildungsziel erreicht werden kann. Sie 
sind insbesondere verpflichtet, sich 
auf den Unterricht vorzubereiten, sich 
aktiv daran zu beteiligen, die erforder-
lichen Arbeiten anzufertigen und die 
Hausaufgaben zu erledigen. Sie haben 
die Schulordnung einzuhalten und die 
Anordnungen der Lehrer und Lehrer, 
der Schulleitung und anderer dazu be-
fugter Personen zu befolgen.
(4)	 Eltern wirken im Rahmen dieses 
Gesetzes an der Gestaltung der Bil-
dungs- und Erziehungsarbeit der 
Schule mit. Sie sorgen dafür, dass ihr 
Kind seine schulischen Pflichten erfüllt. 
Eltern sollen sich aktiv am Schulleben, 
in den Mitwirkungsgremien und an 
der schulischen Erziehung ihres Kindes 
beteiligen.
(5)	 In Bildungs- und Erziehungsver-
einbarungen sollen sich die Schule, 
Schüler und Eltern auf gemeinsame 
Erziehungsziele und  –grundsätze ver-
ständigen und wechselseitige Rechts 
und pflichten in Erziehungsfragen fest-
legen.
(6)	 Die Sorge für das Wohl der Schü-
lerinnen und Schüler erfordert es, je-
dem Anschein von Vernachlässigung 
oder Misshandlung nachzugehen. Die 
Schule entscheidet rechtzeitig über die 
Einbeziehung des Jugendamtes oder 
anderer Stellen.
(7)	 Außerunterrichtliche Veranstaltun-
gen der Schule, die kein Unterricht in 
anderer Form sind, sind grundsätzlich 
so zu organisieren, dass kein Unterricht 

ausfällt. Nachprüfungen finden vor Un-
terrichtsbeginn des neuen Schuljahres 
statt.
(8)	 Die Schulkonferenz kann eine ein-
heitliche Schulkleidung empfehlen, 
sofern alle in der Schulkonferenz ver-
tretenden Schülerinnen und Schüler 
zustimmen.

§ 43  Schulgesetz – Teilnahme am Un-
terricht und an sonstigen  Schulver-
anstaltungen
(1)	 Schülerinnen und Schüler sind ver-
pflichtet, regelmäßig am Unterricht 
und an den sonstigen verbindlichen 
Schulveranstaltungen teilzunehmen. 
Die Meldung zur Teilnahme an einer 
freiwilligen Unterrichtsveranstaltung 
verpflichtet zur regelmäßigen Teilnah-
me mindestens für ein Schulhalbjahr.
(2)	 Ist eine Schülerin oder ein Schü-
ler durch Krankheit oder aus anderen 
nicht vorhersehbaren Gründen ver-
hindert, die Schule zu besuchen, so be-
nachrichtigen die Eltern unverzüglich 
die Schule und teilen schriftlich den 
Grund für das Schulversäumnis mit. Bei 
begründeten Zweifeln, ob Unterricht 
aus gesundheitlichen Gründen ver-
säumt wird, kann die Schule von den 
Eltern ein ärztliches Attest verlangen 
und in besonderen Fällen ein schul-
ärztliches oder amtsärztliches Gutach-
ten einholen.
(3)	 Die Schulleiterin oder der Schullei-
ter kann Schülerinnen und Schüler auf 
Antrag der Eltern aus wichtigem Grund 
bis zur Dauer eines Schuljahres vom 
Unterricht beurlauben  oder von der 
Teilnahme an einzelnen Unterrichts- 
oder Schulveranstaltungen befreien. 
Längerfristige Beurlaubungen und Be-
freiungen bedürfen der Zustimmung 
der Schulaufsichtsbehörde. Dauerhaf-
te Beurlaubungen und Befreiungen 
von schulpflichtigen Schülerinnen und 
Schüler zur Förderung wissenschaft-
licher, sportlicher oder künstlerischer 
Hochbegabungen setzen voraus, dass 

  Schulgesetz in der Fassung von 2005 mit den 
Ergänzungsänderungen vom 05.04.2011
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für andere geeignete Bildungsmaß-
nahmen gesorgt wird. 
(4)	 Alle Schülerinnen und Schüler sind 
während schulischer Veranstaltungen 
sowie auf den Wegen von und zu die-
sen im Rahmen der gesetzlichen Un-
fallversicherung nach dem SGB VII ge-
gen Unfall versichert.

§ 53 Schulgesetz – Erzieherische Ein-
wirkungen, Ordnungsmaßnahmen
(1)	 Erzieherische Einwirkungen und 
Ordnungsmaßnahmen dienen der 
geordneten Unterrichts- und Erzie-
hungsarbeit der Schule sowie dem 
Schutz von Personen und Sachen. 
Sie können angewendet werden, 
wenn eine Schülerin oder ein Schüler 
Pflichten verletzt. Der Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit ist zu beachten. 
Ordnungsmaßnahmen sind nur zuläs-
sig, wenn erzieherische Einwirkungen 
nicht ausreichen. Einwirkungen gegen 
mehrer Schülerinnen und Schüler sind 
nur zulässig, wenn das Fehlverhalten 
jeder oder jedem Einzelnen zuzurech-
nen ist.
(2)	 Zu den erzieherischen Einwirkun-
gen gehören insbesondere das erzie-
herische Gespräch, die Ermahnung, 
Gruppengespräche mit Schüler, Schü-
lern und Eltern, die mündliche oder 
schriftliche Missbilligung des Fehl-
verhaltens, der Ausschluss von der lau-
fenden Unterrichtsstunde, die Nach-
arbeit unter Aufsicht nach vorheriger 
Benachrichtigung der Eltern, die zeit-
weise Wegnahme von Gegenständen, 
Maßnahmen mit dem Ziel der Wieder-
gutmachung angerichteten Schadens 
und die Beauftragung mit Aufgaben, 
die geeignet sind, das Fehlverhalten 
zu verdeutlichen. Bei wiederholtem 
Fehlverhalten soll eine schriftliche In-
formation der Eltern erfolgen, damit 
die erzieherische Einwirkung der Schu-
le vom Elternhaus unterstützt werden 
kann. Bei besonders häufigem Fehlver-
halten einer Schülerin oder eines Schü-
lers oder gemeinschaftlichem Fehlver-
halten der Klasse oder Lerngruppe soll 
den Ursachen für das Fehlverhalten in 
besonderer Weise nachgegangen wer-
den.

(3)	 Ordnungsmaßnamen sind:
1.	 der schriftliche Verweis,
2.	 die Überweisung in eine parallele 
Klasse oder Lerngruppe,
3.	 der vorübergehende Ausschluss 
vom Unterricht von einem Tag bis 
zu zwei Wochen und von sonstigen 
Schulveranstaltungen,
4.	 die Androhung der Entlassung von 
der Schule,
5.	 die Entlassung von der Schule,
6.	 die Androhung der Verweisung von 
allen öffentlichen Schulen des Landes 
durch die obere Schulaufsichtsbehör-
de,
7.	 die Verweisung von allen öffent-
lichen Schulen des Landes durch die 
obere Schulaufsichtsbehörde.
Rechtsbehelfe (Widerspruch und An-
fechtungsklage) gegen Ordnungs-
maßnahmen nach Satz 1 Nr. 2 und 3 
haben keine aufschiebende  Wirkung. 
§ 80 Abs. 4, 5, 7 und 8 der Verwaltungs-
gerichtsordnung bleibt unberührt.
(4)	 Maßnahmen nach Absatz 3 Nr. 4 
und 5 sind nur zulässig, wenn die Schü-
lerin oder der Schüler durch schweres 
oder wiederholtes Fehlverhalten die 
Erfüllung der Aufgaben der Schule 
oder die Rechte anderer ernstlich ge-
fährdet oder verletzt hat. Bei Schul-
pflichtigen bedarf die Entlassung von 
der Schule der Bestätigung durch die 
Schulaufsichtsbehörde, die die Schü-
lerin oder den Schüler einer anderen 
Schule zuweisen kann. Die Entlassung 
einer Schülerin oder eines Schülers, die 
oder der nicht mehr schulpflichtig ist,  
kann ohne vorherige Androhung erfol-
gen, wenn die Schülerin oder der Schü-
ler innerhalb eines Zeitraumes von 30 
Tagen insgesamt 20 Unterrichtsstun-
den unentschuldigt versäumt hat.
(5)	 Maßnahmen nach Absatz 3 Nr. 
6 und 7 sind nur zulässig, wenn die 
Anwesenheit der Schülerin oder des 
Schülers aus Gründen der Sicherheit 
nicht verantwortet werden kann. Die 
Entscheidung bedarf der Bestätigung 
durch das Ministerium. Soweit die 
Schülerin oder der Schüler die Schul-
pflicht noch nicht erfüllt hat, ist für 
geeignete Bildungsmaßnahmen zu 
sorgen.
(6)	 Über Ordnungsmaßnahmen nach 
Absatz 3 Nr. 1 bis 3 entscheidet die 
Schulleiterin oder der Schulleiter nach 
Anhörung der Schülerin oder des 
Schülers. Die Schulleiterin oder der 
Schulleiter kann sich von der Teilkon-
ferenz gemäß Absatz 7 beraten lassen 

oder ihr die Entscheidungsbefugnis 
übertragen. Den Eltern und der Klas-
senlehrerin oder dem Klassenlehrer 
oder der Jahrgangsstufenleiterin oder 
dem Jahrgangsstufenleiter ist vor der 
Entscheidung Gelegenheit zur Stel-
lungnahme zu geben. In dringenden 
Fällen kann auf vorherige Anhörungen 
verzichtet werden; sie  sind dann nach-
zuholen.
(7)	 Über Ordnungsmaßnahmen nach 
Absatz 3 Nr. 4 und 5 entscheidet eine 
von der Lehrerkonferenz berufene 
Teilkonferenz. Der Teilkonferenz ge-
hören ein Mitglied der Schulleitung, 
die Klassenlehrerin oder der Klassen-
lehrer oder die Jahrgangsstufenleiterin 
oder der Jahrgangsstufenleiter und 
drei weitere, für die Dauer eines Schul-
jahres zu wählende Lehrer und Lehrer 
oder Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
gemäß § 58 als ständige Mitglieder 
an. Weitere, für die Dauer eines Schul-
jahres zu wählende Mitglieder sind 
eine Vertreterin oder ein Vertreter der 
Schulpflegschaft und des Schülerrates. 
Diese nehmen an Sitzungen nicht teil, 
wenn die Schülerin oder der Schüler 
oder die Eltern der Teilnahme wider-
sprechen.
(8)	 Vor der Beschlussfassung hat die 
Teilkonferenz der betroffenen Schüle-
rin oder dem betroffenen Schüler und 
deren Eltern Gelegenheit zu geben, 
zu dem Vorwurf der Pflichtverletzung 
Stellung zu nehmen; zu der Anhörung 
kann die Schülerin oder der Schüler 
eine Person des Vertrauens aus dem 
Kreis der Schülerinnen und Schüler 
oder der Lehrer hinzuziehen.
(9)	 Ordnungsmaßnahmen werden den 
Eltern schriftlich bekannt gegeben.

Anmerkung: Erzieherische Einwirkun-
gen und Ordnungsmaßnahmen nach 
dem Schulgesetz erreichen nicht bei 
allen Schülern ihr Ziel. Der positive 
Einfluss Gleichaltriger kann oft mehr 
erreichen als die Einwirkung Erwachse-
ner. Deshalb hat die Landesregierung 
Schulschiedsstellen eingerichtet, das 
sind Gremien gleichaltriger Schüler, 
die eingreifen, wenn Schulleitungen 
ihnen Fälle von Regelverletzungen 
übergeben. Weitere Informationen zu 
Schulschiedsstellen findet man unter: 
www.schulamt-paderborn.de/schul-
amt/schulschiedsstelle.htm

§ 126 Schulgesetz – Ordnungswidrig-
keiten
(1)	 Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig 
1.	 als Eltern der Verpflichtung zur 
Anmeldung zum Schulbesuch nicht 
nachkommt (§ 41 Abs. 1 Satz 1),
2.	 als Eltern nicht für die Teilnahme 
ihres Kindes an der Feststellung des 
Sprachstandes sorgt (§36 Abs. 2 u. 3), 
3.	 als Eltern nicht dafür sorgt, das 
ein zur Teilnahme an einem vorschuli-
schen Sprachförderkurs verpflichtetes 
Kind regelmäßig daran teilnimmt (§ 36 
Abs. 2 und 3),
4.	 als Eltern, als Ausbildende oder 
Ausbildender oder als Arbeitgeberin 
oder Arbeitgeber nicht dafür sorgt, 
dass die oder der Schulpflichtige am 
Unterricht und an den sonstigen Ver-
anstaltungen der Schule regelmäßig 
teilnimmt (§ 41 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2),
5.	 als Schülerin oder Schüler nach 
Vollendung des 14. Lebensjahres die 
Schulpflicht in der Sekundarstufe I (§ 
37) oder die Schulpflicht in der Sekun-
darstufe II (§ 38) nicht erfüllt,
6.	 als Träger einer Ergänzungsschule 
diese ohne die erforderliche Anzeige 
(§ 116 Abs. 2) errichtet oder betreibt,
7.	 als Träger einer Ergänzungsschule 
oder einer freien Unterrichtseinrich-
tung durch die Bezeichnung oder die 
Verwendung von Zeugnissen, Schul-
verträgen oder Werbematerialien § 
116 Abs. 5 und 6 oder § 119 Abs. 1 zu-
widerhandelt.
(2)	 Die Ordnungswidrigkeit kann mit 
einer Geldbuße geahndet werden, die 
in den Fällen des Absatz 1 Nr. 6 und 7 
bis zu 5.000 Euro beträgt. Nach der Ent-
lassung der oder des Schulpflichtigen 
aus der Schule ist die Verfolgung der 
Ordnungswidrigkeit gemäß Absatz 1 
Nr. 5 unzulässig.
(3)	 Für die Verfolgung und Ahndung 
der Ordnungswidrigkeiten sind die 
Schulaufsichtsbehörden zuständig.
(4)	 Geldbußen, die durch rechtskräf-
tige Bescheide eines Schulamtes fest-
gesetzt sind, fließen in die Kasse des 
Kreises oder der kreisfreien Stadt, für 
die das Schulamt zuständig ist.

Überwachung der Schulpflicht
(RdErl. d. Ministeriums für Schule und 
Weiterbildung v. 4.2.2007) BASS 12 – 
51 Nr. 5

3. Maßnahmen bei Nichterfüllung der 
Schulpflicht
Die Maßnahmen Nr. 3.1 und 3.2 kön-
nen auch bei Verletzung der Teilnah-
mepflicht durch nicht schulpflichtige 
Schüler angewandt werden.

3.1 Erzieherische Einwirkung 
(§ 53 Abs. 2 SchulG)
Die Ursachen von Schulpflichtverlet-
zungen liegen häufig im sozialen Um-
feld der Schülerin oder des Schülers. 
Die Schule soll daher versuchen, durch 
eine umfassende Beratung den Sinn 
und Zweck der Schulpflicht verständ-
lich zu machen und so eine Verhaltens-
änderung herbeizuführen. Die Schule 
soll in diesen Fällen möglichst frühzei-
tig das Jugendamt beteiligen, damit 
– falls erforderlich – geeignete Ange-
bote der Jugendhilfe und der sozialen 
Dienste gemacht werden können.

 3.2 Ordnungsmaßnahmen 
(§ 53 Abs. 3 SchulG)
Bleibt die erzieherische Einwirkung 
erfolglos, kommt die Anwendung ei-
ner in § 53 Abs. 3 SchulG genannten 
Ordnungsmaßnahme in Betracht. Der 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist 
zu beachten (§ 53 Abs. 1 Satz 3 und 4 
SchulG).

3.3 Schriftliche Aufforderung der 
Schule
Reichen die vorgenannten Maßnah-
men nicht aus, um eine Verhaltens-
änderung herbeizuführen, so sind die 
Eltern und bei Schulpflichtigen im 
Bildungsgang der Berufsschule auch 
die Mitverantwortlichen für die Be-
rufserziehung schriftlich auf ihre Ver-
pflichtungen gemäß § 41 Abs. 1 und 2 
SchulG hinzuweisen und aufzufordern, 
die Schülerin oder den Schüler zum 
regelmäßigen Schulbesuch zu veran-
lassen.
Gleichzeitig ist auf die Möglichkeiten 
eines Verwaltungsvollstreckungsver-
fahrens gemäß § 41 Abs. 5 SchulG 
oder eines Ordnungswidrigkeitenver-
fahrens gemäß § 126 Abs. 1 SchulG 
hinzuweisen oder eine zwangsweise 
Zuführung gemäß § 41 Abs. 4 SchulG 
für den Fall anzudrohen, dass die oder 
der Schulpflichtige nicht innerhalb von 

drei Unterrichtstagen ihrer oder seiner 
Teilnahmepflicht nachkommt.
Auch Schüler, die das 14. Lebensjahr 
vollendet haben, sind schriftlich auf 
ihre Pflicht zum Schulbesuch gemäß 
§34 Abs. 2 SchulG und die Möglichkeit 
eines Ordnungswidrigkeitenverfah-
rens gemäß § 126 Abs. 1 SchulG hinzu-
weisen. Dabei kann die zwangsweise 
Zuführung gemäß § 41 Abs. 4 SchulG 
für den Fall angedroht werden, dass 
der oder die Schulpflichtige nicht in-
nerhalb von 3 Unterrichtstagen ihrer 
oder seiner Teilnahmepflicht nach-
kommt.

3.4 Zwangsweise Zuführung
Bleiben die Maßnahmen nach Nr. 3.1 
und 3.3 erfolglos, so kann sowohl ne-
ben den Maßnahmen nach Nr. 3.5 und 
3.6, als auch unabhängig davon die 
oder der Schulpflichtige zwangsweise 
der Schule zugeführt werden.
Dabei ist folgendes Verfahren zu be-
achten:
3.41	 Erfüllt die oder der Schul-
pflichtige trotz schriftlicher Aufforde-
rung mit der Androhung der zwangs-
weisen Zuführung nach Nr. 3.3 ihre 
oder seine Teilnahmepflicht nicht, 
beantragt nach vorheriger Absprache 
entweder die Schulleiterin oder der 
Schulleiter oder die Schulaufsichtsbe-
hörde bei der für den Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt der oder 
des Schulpflichtigen zuständigen Ord-
nungsbehörde die zwangsweise Zu-
führung der oder des Schulpflichtigen 
zur Schule. Eine förmliche Androhung 
oder Festsetzung der zwangsweisen 
Zuführung nach §§ 63 und 64 Verwal-
tungsvollstreckungsgesetz NRW ist 
nicht erforderlich.
3.42	 Nimmt die oder der Schul-
pflichtige vor der Durchführung der 
Maßnahme wieder regelmäßig am 
Unterricht teil, ist das Ersuchen auf 
zwangsweise Zuführung zurückzuneh-
men.
3.43	  Die zwangsweise Zuführung 
zur Schule kommt bei Schulpflichtigen, 
die ihre Vollzeitschulpflicht erfüllen, 
im Allgemeinen nur dann in Betracht, 
wenn auch die Angebote der Jugend-
hilfe oder der sozialen Dienste erfolg-
los geblieben sind. Wenn die oder der 
Schulpflichtige im Anschluss an einen 
Schulwechsel länger als drei Unter-
richtstage der neuen Schule fernbleibt, 
kann das Verfahren nach Nr 3.3 sofort 
eingeleitet werden. Ebenso kann das 
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Verfahren nach drei Fehltagen einge-
leitet werden, wenn anzunehmen ist, 
dass sich die oder der Schulpflichtige 
auf Dauer der Schulpflicht entziehen 
will. Beratung und erzieherische Ein-
wirkungen sind nachzuholen.

3.5 Ordnungswidrigkeitenverfahren
Neben den Maßnahmen nach Nr. 3.4 
und 3.6 als auch unabhängig davon 
kann gemäß § 126 SchulG im Wege ei-
nes Ordnungswidrigkeitenverfahrens 
eine Geldbuße bis zu 1.000 Euro ver-
hängt werden
- gegen Eltern, die ihrer Verpflichtung 

zur Anmeldung zum Schulbesuch 
nicht nachkommen,

- gegen Eltern, die nicht für die Teilnah-
me ihres Kindes an der Sprachstands-
feststellung sorgen,

- gegen Eltern, die nicht für die regel-
mäßige Teilnahme ihres zur Teilnah-
me an einem vorschulischen Sprach-
förderkurs verpflichteten Kindes 
sorgen,

- gegen die Eltern und Mitverantwort-
lichen für die Berufserziehung, die 
nicht   dafür Sorge tragen, dass die 
oder der Schulpflichtige am Unter-
richt und an den sonstigen Veranstal-
tungen der Schule regelmäßig teil-
nimmt und

- gegen Schüler und Schüler nach Voll-
endung des 14. Lebensjahres, die  
ihre Schulpflicht in der Sekundarstufe 
I oder Sekundarstufe II nicht erfüllen.

Dabei ist folgendes Verfahren zu be-
achten:
3.51  Bevor ein Bußgeldbescheid erlas-
sen werden kann, ist der oder dem Be-
troffenen die Beschuldigung bekannt 
zu geben und darauf hinzuweisen, 
dass ein Bußgeld verhängt werden 
kann. Gleichzeitig ist Gelegenheit zur 
Anhörung zu geben. Dabei reicht die 
Übersendung eines Fragebogens, der 
Gelegenheit gibt, sich schriftlich zu 
äußern, aus. Die Anhörung kann auch 
durch die Schule erfolgen. Sie kann 
auch zusammen mit der Maßnahme 
nach Nr. 3.4 durchgeführt werden.
3.52	 Für den Erlass des Bußgeldbe-
scheides ist nach § 126 Abs. 3 SchulG 
die Schulaufsichtsbehörde zuständig.
3.53	 Der Antrag an die Schulauf-
sichtsbehörde soll enthalten:
a) Die Personalien der oder des Schul-
pflichtigen, ihrer oder seiner Eltern und 
ggf. die Anschrift der Mitverantwortli-
chen für die Berufserziehung,

b) die Dauer des Schulversäumnisses,
c) ein Bericht über die bisher von der 
Schule veranlassten Maßnahmen und  
die darauf erfolgte Reaktion und
d)  den Nachweis über die durchge-
führte Anhörung.

3.6 Verwaltungszwang
Bleiben die Maßnahmen nach Nr. 3.1 
bis 3.3 erfolglos, kann sowohl neben 
den Maßnahmen nach Nr. 3.4 und 
Nr. 3.5, als auch unabhängig davon, 
Verwaltungszwang nach dem Verwal-
tungsvollstreckungsgesetz verhängt 
werden.
Dabei ist folgendes Verfahren zu be-
achten:
3.61 Der Verwaltungszwang kann nur 
auf der Grundlage eines bestandskräf-
tigen oder sofort vollziehbaren Ver-
wal-tungsaktes angewandt werden. 
Dieser Verwaltungsakt muss eine Auf-
forderung der zuständigen Schulauf-
sichtsbehörde an die Eltern enthalten, 
dafür Sorge zu tragen, dass  die oder 
der Schulpflichtige am Unterricht und 
an den sonstigen Veranstaltungen der 
Schule regelmäßig teilnimmt. Die Auf-
forderung ist mit einer Anordnung der 
sofortigen Vollziehung zu versehen.
3.62 Das Zwangsmittel zur Durchset-
zung der Aufforderung (Zwangsgeld) 
ist schriftlich gemäß § 63 Verwaltungs-
vollstreckungsgesetz NRW anzudro-
hen. Die Androhung ist mit der Auffor-
derung an die Eltern, dafür zu sorgen, 
dass die oder der Schulpflichtige am 
Unterricht und an den sonstigen Ver-
anstaltungen der Schule regelmäßig 
teilnimmt, zu verbinden. Es ist eine 
angemessene Frist zur Erfüllung die-
ser Verpflichtung zu gewähren. Das 
Zwangsgeld ist in bestimmter Höhe 
anzudrohen und mit dem Hinweis 
darauf zu verbinden, dass bei Nicht-
zahlung das Verwaltungsgericht auf 
Antrag der Vollzugsbehörde Ersatz-
zwangshaft anordnen kann.
3.63 Nach erfolgloser Androhung 
des Zwangsgeldes ist nach entspre-
chendem Fristablauf das Zwangsgeld 
schriftlich festzusetzen. Mit der Fest-
setzung ist eine angemessene Zah-
lungsfrist zu bewilligen. Nach erneut 
fruchtlosem Fristablauf ist das Zwangs-
geld im Verwaltungszwangsverfahren 
beizutreiben.

Teilnahme am Unterricht  (RdErl. d. 
Kultusministeriums v. 26.3.1980)
BASS 12 – 52 Nr. 1

Die Teilnahmeverpflichtung gilt für alle 
Schülerinnen und Schüler, sie ist nicht 
auf schulpflichtige Schüler beschränkt. 
Für die Überwachung der Schulpflicht 
gilt der Runderlass vom 4.2.2007 (Bass 
12 – 51 Nr.5).
Die Pflicht zur Teilnahme am Unterricht 
bedeutet nicht lediglich Anwesen-
heit, sondern auch Mitarbeit. Gerade 
in einer demokratischen Gesellschaft 
kann auf Mitarbeit und Leistung nicht 
verzichtet werden. Die Schule ist da-
her verpflichtet, Leistungsverweige-
rungen vor allem mit pädagogischen 
und erzieherischen Mitteln zu begeg-
nen. Dabei ist zu beachten, dass die 
Leistungsbewertung kein Mittel zur 
Durchsetzung der Schulordnung ist.
Ebenso soll bei einem von einer Schü-
lerin oder einem Schüler zu vertreten-
den Unterrichtsversäumnis zunächst 
durch erzieherische Einwirkung (vgl. 
§ 53 Abs. 2 SchulG) versucht werden, 
eine Verhaltensänderung zu bewirken. 
Erst wenn die erzieherischen Einwir-
kungen erfolglos bleiben, kommen 
Ordnungsmaßnahmen in Betracht. Bei 
der Anwendung von Ordnungsmaß-
nahmen ist der Grundsatz der Verhält-
nismäßigkeit (§ 53 Abs. 1 SchulG) zu 
beachten. Ordnungsmaßnahmen sind 
im Übrigen nicht zulässig, um Mitar-
beit im Unterricht zu erzwingen.
Das in Art. 9 Abs. 3 Grundgesetz ver-
bürgte Streikrecht bezieht sich aus-
schließlich auf Arbeitskämpfe tarifver-
tragsfähiger Parteien. Ein Schülerstreik 
ist daher unzulässig; Entsprechendes 
gilt für einen von Eltern veranlassten 
Schulstreik.

Schulversäumnis  (RdErl. d. Kultusmi-
nisteriums v. 26.3.1980)
BASS 12 – 52 Nr. 11
1. Nicht vorhersehbare zwingende 
Gründe sind z. B. ein Unfall oder ein To-
desfall in der Familie.
    Ein zwingender Grund für ein Schul-
versäumnis kann auch der plötzliche 
Eintritt extremer Witterungsverhältnis-
se sein. In diesem Falle entscheiden die 
Eltern bzw. volljährigen Schüler selbst, 
ob der Weg zur Schule zumutbar ist.
2. Ein ärztliches Attest ist in der Regel 
nur dann anzufordern, wenn Anhalts-
punkte dafür vorliegen, dass gesund-
heitliche Gründe nur vorgeschoben 

werden.  Es genügt die Vorlage eines 
hausärztlichen Attestes. Wenn die 
Schule in besonderen Fällen ein Schul- 
oder amtsärztliches Gutachten einholt 
(z. B. bei besonders häufigem, mit 
Krankheit begründetem Fehlen oder 
außergewöhnlicher Dauer der  Krank-
heit), trägt die Schule die Kosten des 
Gutachtens. 
 
Kindeswohlgefährdung

SGB VIII Jugendhilfe: § 8a Schutzauf-
trag bei Kindeswohlgefährdung
(1) Werden dem Jugendamt gewichti-
ge Anhaltspunkte für die Gefährdung 
des Wohls eines Kindes oder Jugend-
lichen bekannt, so hat es das Gefähr-
dungsrisiko im Zusammenwirken 
mehrerer Fachkräfte einzuschätzen. 
Soweit der wirksame Schutz dieses 
Kindes oder dieses Jugendlichen nicht 
in Frage gestellt wird, hat das Jugend-
amt die Erziehungsberechtigten sowie 
das Kind oder den Jugendlichen in die 
Gefährdungseinschätzung einzubezie-
hen und, sofern dies nach fachlicher 
Einschätzung erforderlich ist, sich da-
bei einen unmittelbaren Eindruck von 
dem Kind und von seiner persönlichen 
Umgebung zu verschaffen. Hält das 
Jugendamt zur Abwendung der Ge-
fährdung die Gewährung von Hil-fen 
für geeignet und notwendig, so hat es 
diese den Erziehungsberechtigten an-
zubieten.
(2) Hält das Jugendamt das Tätigwer-
den des Familiengerichts für erforder-
lich, so hat es das Gericht anzurufen; 
dies gilt auch, wenn die Erziehungs-
berechtigten nicht bereit oder in der 
Lage sind, bei der Abschätzung des 
Gefährdungsrisikos mitzuwirken. Be-
steht eine dringende Gefahr und kann 
die Entscheidung des Gerichts nicht 
abgewartet werden, so ist das Jugend-
amt verpflichtet, das Kind oder den Ju-
gendlichen in Obhut zu nehmen.
(3) Soweit zur Abwendung der Ge-
fährdung das Tätigwerden anderer 
Leistungsträger, der Einrichtungen 
der Gesundheitshilfe oder der Polizei 
notwendig ist, hat das Jugendamt auf 
die Inanspruchnahme durch die Erzie-
hungsberechtigten hinzuwirken. Ist 
ein sofortiges Tätigwerden erforderlich 
und wirken die Personensorgeberech-
tigten oder die Erziehungsberechtig-
ten nicht mit, so schaltet das Jugend-
amt die anderen zur Abwendung der 
Gefährdung zuständigen Stellen selbst 

ein.
(4) In Vereinbarungen mit den Trägern 
von Einrichtungen und Diensten, die 
Leistungen nach diesem Buch erbrin-
gen, ist sicherzustellen, dass 
1. deren Fachkräfte bei Bekanntwer-
den gewichtiger Anhaltspunkte für die 
Gefährdung eines von ihnen betreuten 
Kindes oder Jugendlichen eine Gefähr-
dungseinschätzung vornehmen,
2. bei der Gefährdungseinschätzung 
eine insoweit erfahrene Fachkraft be-
ratend hinzugezogen wird sowie
3. die Erziehungsberechtigten sowie 
das Kind oder der Jugendliche in die 
Gefährdungseinschätzung einbezo-
gen werden, soweit hierdurch der 
wirksame Schutz des Kindes oder Ju-
gendlichen nicht in Frage gestellt wird.
In die Vereinbarung ist neben den 
Kriterien für die Qualifikation der be-
ratend hinzuzuziehenden insoweit 
erfahrenen Fachkraft insbesondere 
die Verpflichtung aufzunehmen, dass 
die Fachkräfte der Träger bei den Er-
ziehungsberechtigten auf die Inan-
spruchnahme von Hilfen hinwirken, 
wenn sie diese für erforderlich halten, 
und das Jugendamt informieren, falls 
die Gefährdung nicht anders abge-
wendet werden kann.
(5) Werden einem örtlichen Träger 
gewichtige Anhaltspunkte für die Ge-
fährdung des Wohls eines Kindes oder 
eines Jugendlichen bekannt, so sind 
dem für die Gewährung von Leistun-
gen zuständigen örtlichen Träger die 
Daten mitzuteilen, deren Kenntnis zur 
Wahrnehmung des Schutzauftrags 
bei Kindeswohlgefährdung nach § 8a 
erforderlich ist. Die Mitteilung soll im 
Rahmen eines Gespräches zwischen 
den Fachkräften der beiden örtlichen 
Träger erfolgen, an dem die Perso-
nensorgeberechtigten sowie das Kind 
oder der Jugendliche beteiligt werden 
sollen, soweit hierdurch der wirksame 
Schutz des Kindes oder des Jugendli-
chen nicht in Frage gestellt wird.

§ 1666 BGB 
Gerichtliche Maßnahmen bei  Gefähr-
dung des Kindeswohls
(1) Wird das körperliche, geistige oder 
seelische Wohl des Kindes oder sein 
Vermögen gefährdet und sind die El-
tern nicht gewillt oder nicht in der 
Lage, die Gefahr abzuwenden, so hat 
das Familiengericht die Maßnahmen 
zu treffen, die zur Abwendung der Ge-
fahr erforderlich sind.
(2) In der Regel ist anzunehmen, dass 
das Vermögen des Kindes gefährdet 
ist, wenn der Inhaber der Vermögens-
sorge seine Unterhaltspflicht gegen-
über dem Kind oder seine mit der Ver-
mögenssorge verbundenen Pflichten 
verletzt oder Anordnungen des Ge-
richts, die sich auf die Vermögenssorge 
beziehen, nicht befolgt.
(3) Zu den gerichtlichen Maßnahmen 
nach Absatz 1 gehören insbesondere
1. 	 Gebote, öffentliche Hilfen wie zum 
Beispiel Leistungen der Kinder- und 
Jugendhilfe und der Gesundheitsfür-
sorge in Anspruch zu nehmen,
2. 	 Gebote, für die Einhaltung der 
Schulpflicht zu sorgen,
3. 	 Verbote, vorübergehend oder auf 
unbestimmte Zeit die Familienwoh-
nung oder eine andere Wohnung zu 
nutzen, sich in einem bestimmten Um-
kreis der Wohnung aufzuhalten oder 
zu bestimmende andere Orte aufzusu-
chen, an denen sich das Kind regelmä-
ßig aufhält,
4. 	 Verbote, Verbindung zum Kind auf-
zunehmen oder ein Zusammentreffen 
mit dem Kind herbeizuführen,
5. 	 die Ersetzung von Erklärungen des 
Inhabers der elterlichen Sorge,
6. 	 die teilweise oder vollständige Ent-
ziehung der elterlichen Sorge.
(4) In Angelegenheiten der Personen-
sorge kann das Gericht auch Maßnah-
men mit Wirkung gegen einen Dritten 
treffen.
Fassung aufgrund des Gesetzes zur Er-
leichterung familiengerichtlicher Maß-
nahmen bei Gefährdung des Kindes-
wohls vom 04.07.2008 (  BGBl. I S. 1188) 
m.W.v. 12.07.2008.
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B) Checkliste für 
Lehrkräfte: 
Anzeichen für 
Schulvermeidung6

Formen von Schulverweigerung für 
schulische und sozialpädagogische 
Fachkräfte

Zu der Zielgruppe des ESF- Programms 
Schulverweigerung – Die 2. Chance 
gehören so genannte harte Schulver-
weigerer, die die Schule gezielt und 
nachweisbar verweigern und durch 
die Verweigerungshaltung belegbar 
ihren Schulabschluss gefährden.
Im Programm wird von zwei überge-
ordneten Kategorien gesprochen, die 
schulverweigerndes Verhalten be-
schreiben. Diese Kategorien werden in 
der Fachliteratur als aktive und als pas-
sive Schulverweigerung bezeichnet. 

Eine aktive Schulverweigerung liegt 
vor, wenn der junge Mensch wieder-
holt und/oder über einen längeren 
Zeitraum hinweg unentschuldigt der 
Schule fern bleibt oder zwar physisch 
anwesend ist, den Unterricht jedoch 
durch Störungen aktiv verweigert.
Passive Schulverweigerung ist einer-
seits dadurch gekennzeichnet, dass 
die Schüler zwar im Unterricht anwe-
send sind, sich jedoch nicht am Unter-
richtsgeschehen beteiligen und kein 
Interesse zeigen. Andererseits spricht 
man auch von passiver Verweigerung, 
wenn die Kinder und Jugendlichen 
der Schule entschuldigt fernbleiben, 
jedoch in einem Maße, welches inhalt-
lich nicht nachvollziehbar ist. Die pas-
sive Verweigerungshaltung ist nicht 
nach außen gekehrt, verläuft in der Re-
gel schulkonform und ist daher häufig 
nicht oder erst spät erkennbar. 7

Die aktive Verweigerungsform lässt 
sich nicht klar und eindeutig von der 
passiven Verweigerungsform trennen. 
Die Grenzen zwischen beiden sind flie-
ßend.
Die Checkliste -Formen von Schul-
verweigerung- dient als Sensibilisie-
rungsinstrument und Hilfsmittel zur 
Einschätzung, ob ein Schüler zur Ziel-
gruppe des Programms gehört und in 
das Case Management der Koordinie-
rungsstelle der 2. Chance aufgenom-
men werden kann oder nicht.
Im Folgenden werden die Indikatoren 
aufgeführt, die Rückschlüsse auf eine 
schulverweigernde Haltung zulassen. 
Dabei erfolgt eine farbliche Untertei-
lung in Indikatoren, die tendenziell 
entweder einer aktiven, einer passiven 
oder beiden Formen von Schulverwei-
gerung zugeordnet werden können. 
Anhand der Checkliste, kombiniert mit 
dem Beleg zur Gefährdung des Schul-
abschlusses und mit einer persönli-
chen Einschätzung des Schülers durch 
die schulischen Fachkräfte und durch 
die Mitarbeiter der Koordinierungsstel-
le, soll eine Prognose dazu formuliert 
werden, welche Ausprägung die schul-
verweigernde Haltung beim Eintritt in 
das Programm hat. Diese Prognose ist 
im Fallverlauf weiter zu prüfen.

6Diese Checkliste wurde im Rahmen des ESF-
Programms „Schulverweigerung – Die 2. Chan-
ce“ entwickelt. Diese ist abrufbar unter 
www.zweitechance.eu/esf_zweitechance/con-
tent/e922/e947/e948/e2162/2Chance_Flyer_
homeDrucker.pdf
 Dazu gibt es eine Arbeitshilfe, die ebenfalls im 
Internet abrufbar ist unter: www.zweitechance.
eu/esf_zweitechance/content/e922/e947/e948/
e1372/ArbeitshilfeChecklisteFormenSchulve-
weigerung.pdf
7Vgl.Schreiber-Kittl/ Schröpfer 2002, S.39.
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C) Übersicht: 
Kinderschutzfach-
kräfte in Paderborn

Institution 

AWO
Kinderzentrum
Riemekepark

AWO
Sozialpädagogische Familienhilfe

Caritas-Verband Paderborn e.V. 
Beratungsstelle für Eltern, Kinder und 
Jugendliche

Deutscher Kinderschutzbund / Freies 
Beratungszentrum Paderborn e.V.

Diakonie Paderborn-Höxter e.V. / Ev. 
Kirchenkreis Paderborn 
Sozialpädagogische Familienhilfe

Ansprechpartner

Michael Freitag

Marlene Rensmann

Claudia Biermann

Myriam Fikus

Thomas Emmerich

Monika Wiegand-Timmermann

Conrad Schlegel

Kontakt

Schulstraße 35
33102 Paderborn
Tel: 05251/34699
E-Mail: kinderzentrum-
riemekepark@awo-owl.de

Schulstraße 35
33102 Paderborn
Tel: 05251/34699
E-Mail: kinderzentrum-
riemekepark@awo-owl.de

Leostraße 45
33098 Paderborn
Tel: 05251/29066-20
E-Mail: c.biermann@awo-owl.de

Nebenstelle Schloß Neuhaus
Marstallstraße 5
33104 Paderborn
Tel: 05254/4095
E-Mail: fikus@caritas.pb.de

Nordstraße 8
33102 Paderborn
Tel: 05251/150950
E-Mail: temmerich@fbz-pb.de

Nordstraße 8
33102 Paderborn
Tel: 05251/150950
E-Mail: mwtimmermann@fbz-pb.de

Riemekestraße 12
33102 Paderborn
Tel: 05251/54018-43
E-Mail: schlegel@diakonie-pbhx.de

Am Hoppenhof 33
33104 Paderborn
Tel: 05251/55-1664
E-Mail: r.rustemeyer@paderborn.de

Am Hoppenhof 33
33104 Paderborn
Tel: 05251/88-1573
E-Mail: s.arnold@paderborn.de

Am Hoppenhof 33
33104 Paderborn
Tel: 05251/88-1572
E-Mail: e.henning@paderborn.de

Am Hoppenhof 33
33104 Paderborn
Tel: 05251/88-1980
E-Mail: e.reike@paderborn.de

Am Hoppenhof 33
33104 Paderborn
Tel: 05251/88-1853
E-Mail: b.borchmeier@paderborn.de

Am Hoppenhof 33
33104 Paderborn
Tel: 05251/88-1635
E-Mail: u.timmer@paderborn.de

Ruth Rustemeyer

Sylvia Arnold

Elisabeth Henning

Eva Reike

Britta Borchmeier

Ulrike Timmer

Stadt Paderborn
Jugendamt Sozialbezirk I

Stadt Paderborn
Jugendamt
Sozialbezirk II

Stadt Paderborn
Jugendamt 
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Zur Klärung einer möglichen Kinder-
schutzgefährdung  stehen grundsätz-
lich alle Fachkräfte des Allgemeinen 
Sozialen Dienstes der Jugendämter 
des Kreises und der Stadt Paderborn 
zur Verfügung.
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D) Mögliche Fragen 
für eine Lehrkraft im 
Gespräch mit einem 
Schüler, der länge-
re Zeit in der Schule 
gefehlt hat

Haltung: Interesse, Neugier, Bezie-
hungsaufbau
Zentral für ein gelingendes Gespräch 
mit dem Schüler ist eine Haltung des 
Willkommenheißens und eines neuen 
Beziehungsaufbaus. Verabschieden Sie 
sich von dem Druck, in diesem ersten 
Gespräch schon zu erreichen, dass der 
Schüler am Folgetag wieder am Unter-
richt teilnehmen wird. Vermitteln Sie 
dem Schüler, dass er für die Klasse und 
für die Schulgemeinschaft wichtig ist, 
und er auch Ihnen als Lehrkraft fehlt.

Konkret: Offene Fragen, Schüler zum Reden anregen, keine Schuldvorwürfe
•	 Ich mach mir Sorgen um dich. Was ist los mit dir, dass du nicht in der Schule bist?
•	 Was glaubst du, wem ist es aufgefallen, dass du nicht da bist? Wem noch?
•	 Wo/In welchem Fach ist besonders spürbar, dass du fehlst?
•	 Wie kann ich dich darin unterstützen, dass du wieder regelmäßig die Schule 

besuchst?
•	 Was machst du, wenn du nicht die Schule besuchst? Hilft dir das, ein Problem zu 

lösen?
•	 Wie können dich die Mitschüler darin unterstützen, dass du wieder regelmäßig 

in die Schule kommst?
•	 Wie können dich deine Eltern darin unterstützen, dass du wieder regelmäßig 

die Schule besuchst?
•	 Wie reagieren deine Eltern darauf, dass du derzeit nicht die Schule besuchst?
•	 Angenommen, du wärst wieder in der Schule, was wäre ein guter Tag für dich?
•	 Mit wem sollten wir zusammen sprechen, dass es dir wieder möglich ist, die 

Schule zu besuchen?
•	 Wen sollten wir über Inhalte des Gesprächs informieren?
•	 Was passiert, wenn du länger fehlst?
•	 Informieren, welche nächsten Schritte Sie gehen, wenn der Schüler nicht 

kommt. (z.B. Elterngespräch innerhalb der nächsten Woche)

Zwischenzeitlich: 	
•	 Mitschüler, der vorab schon für Hausaufgaben bestimmt war, Hausaufgaben 

vorbeibringen lassen 
	 (Regelung, wie die Hausaufgaben wieder zur Lehrkraft zurückkommen)
•	 Brief aus der Klasse an den Schüler schicken
•	 Einzelne Mitschüler bitten, ihn zu kontaktieren 
	 (Telefonieren oder persönlich besuchen, eher nicht im Chat)
•	 Schüler bitten, morgens bei ihm zu klingeln, um ihn abzuholen
•	 Selbst einen Hausbesuch machen

E) Checkliste: 
Phasen des 
kooperativen 
Elterngesprächs10

1.	 BEGRÜSSUNG KONTAKT

2.	 ERÖFFNUNG INFORMATION 
	 ÜBER STRUKTUR UND VERLAUF

3.	 PROBLEM VERSTEHEN

4.	 PROBLEMSICHT ERWEITERN

5.	 AUSNAHMEN VOM PROBLEM 
	 RESSOURCEN ERFRAGEN

6.	 ZIELDEFINITION

7.	 LÖSUNGEN KONSTRUIEREN

8.	 KONTRAKT VEREINBARUNGEN 	
	 AUFGABEN

9.	 VERABSCHIEDUNG

•	 Gastgeberrolle.
•	 Anwärmphase, Kontakt zum Gesprächspartner herstellen, eine unsichtbare 

Brücke  bauen, eine  Vertrauensbasis schaffen. 
•	 Klärung von Anlass und Anliegen.
•	 Klärung der Erwartungen und Ziele des Gesprächs.
•	 Festlegen der zur Verfügung stehenden Zeit. Formale Aspekte des Gesprächs.
•	 Motivation, Gesprächsbereitschaft, Kooperationsbereitschaft sichern.
•	 Elternverantwortung betonen.
•	 Was wird vom Gesprächspartner jetzt als Problem gesehen?
•	 Was sieht der Lehrer als Problem? 
•	 Umgang mit dem Problem? 
•	 Bisherige Lösungsversuche? 
•	 Entstehungszeitpunkt des Problems? 
•	 Erklärung des Problems, begleitende Gefühle,  Reaktionen.
•	 Angrenzende Probleme, beteiligte Personen, positive Seiten des Problems.  
•	 Funktion des problematischen Verhaltens, der Schwierigkeit.
•	 Führen in die Zukunft: Welche Konsequenzen wird das Problem  in ein, zwei, 

drei, fünf Jahren haben?
•	 Wann trat das Problem nicht auf bzw. wurde allein bewältigt?        
•	 Wie war der Verlauf in den letzten Wochen? 
•	 Was hat sich verändert? 
•	 Wo liegen die Stärken des Schülers, der Familie? Was klappt gut? 
•	 Freizeitverhalten?
•	 Wer will Was Wie erreichen? Bis Wann?    
•	 Klare, präzise Zielbeschreibungen ausarbeiten.   
•	 Erwartungen der Eltern, der LehrerIn, des Schülers.
•	 Gemeinsames Sammeln und Erarbeiten von Lösungswegen unter Berücksich-

tigung der Norm- und Wertvorstellungen, der Realisierbarkeit, der Ressourcen 
der Betroffenen.

•	 Zusammenfassung der Ergebnisse.
•	 Möglichst klar und konkrete Vereinbarungen formulieren.                                                                                                         
•	 a) Inhaltlich: Was werden die Eltern unternehmen? Wer wird was machen? 

Eventuell Beobachtungsaufgaben und/oder Verhaltensexperimente für 
	 einzelne Gesprächsteilnehmer vereinbaren.
•	 b) Formal: Wann und mit welchen Beteiligten findet das nächste Gespräch
	 statt?    
•	 Positiver Schlusskommentar.

10Quelle: Hennig, C. & Ehinger, W. (2010). Das Elterngespräch in der Schule (6. Auflage). Donauwörth: Auer-Verlag.
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F) 
Projekt LARS: 
Lernen auf 
Reisen-Schule11

(Der BFI e.V. ist Schulträger dieser 
Ergänzungsschule.)

Der Besuch einer Schule stellt die Kin-
der beruflich Reisender – wie z.B. von 
Schaustellern, reisenden Handwer-
kern, Binnenschiffern und Zirkusartis-
ten – und ihre Lehrer vor besondere 
Herausforderungen. Da die Kinder 
während der bis zu zehn Monate dau-
ernden Reisesaison stets nur kurze Zeit 
am selben Ort verweilen, müssen sie 
in kurzen Abständen die Schule wech-
seln. Damit verbunden sind u.a. häu-
fige Wechsel von Lehrkräften und die 
Konfrontation mit unterschiedlichen 
Unterrichtsmethoden und Unterrichts-
inhalten sowie einer Vielfalt von Schul-
büchern. Ein kontinuierliches Lernen 
ist für sie damit kaum möglich. Wäh-
rend der Reisezeit werden die Schüler 
jeweils einer Stützpunktschule zuge-
ordnet, in deren Nähe sich die Familie 
aufhält. Dabei besuchen sie nicht sel-
ten mehr als 40 verschiedene Schulen 
in allen Bundesländern und dem be-
nachbarten Ausland. Für eine gewisse 
Kontinuität des Lernprozesses sorgen 
Bereichslehrkräfte, die als mobile Lehr-
kräfte in festgelegten Regionen tätig 
und so als Lernbegleiter für die Schüler 
aktiv sind. Die tatsächlich zur Verfü-
gung stehende Lernzeit reduziert sich 
jedoch häufig auf deutlich unter die 
Hälfte der Lernzeit, die anderen Schü-
lern zur Verfügung steht.
Im Regierungsbezirk Detmold gibt es 
für diese mobilen Schüler ein beson-
deres Bildungsangebot: die „Lernen 
auf Reisen“-Schule (kurz LARS), durch 
die ergänzende sowie zum Teil neue 
Lernangebote für Schülerinnen und 
Schüler auf Reisen bereitgestellt und 
die Möglichkeiten zu strukturiertem 
Lernen verbessert werden. Mit indivi-
duellen Förderplänen und virtueller 
Verbindung zu ihren persönlichen 
Lernbegleitern in LARS üben und ver-
tiefen die Schüler ihre Lernangebote.
Als Basisplattform für das Projekt 
wird der im Schuleinsatz bewährte 
Server bid-owl (Bildung im Dialog – 

Ostwestfalen-Lippe) eingesetzt. Diese 
Plattform ist zunächst für den Einsatz 
in gewöhnlichen Schulen konzipiert. 
Sie ermöglicht es Schülern und Leh-
rern, auf Dokumentenbasis kooperativ 
miteinander zu arbeiten und Arbeits-
ergebnisse gezielt für bestimmte Be-
nutzergruppen oder auch für die Öf-
fentlichkeit bereitzustellen. 
Für die „Lernen auf Reisen“-Schule sind 
einige Funktionen der Plattform –
wie die Möglichkeiten zum Austausch 
von Dokumenten, die nur für die je-
weils Beteiligten sichtbar sind – von 
besonderer Bedeutung. Die Verteilung 
von Materialien wird dabei auch durch 
RSS-Feeds und Podcasts unterstützt. 
Zusätzlich werden elementare Hilfs-
mittel zur Koordination und Kommu-
nikation wie Foren und Kalender an-
geboten. Die Schüler der „Lernen auf 
Reisen“-Schule lernen an unterschied-
lichsten Orten, während des Aufent-
halts in einer fremden Stadt beispiels-
weise im Wohnwagen der Familie. Um 
einen jederzeitigen Zugang zu den für 
sie individuell bereitgestellten Materi-
alien sicherzustellen und die Kommu-
nikation mit dem Betreuungslehrer zu 
ermöglichen, ist ein Netzwerkzugriff 
notwendig. Die Schüler wurden daher 
mit Notebooks ausgestattet, die über 
UMTS in Verbindung mit einer Flatrate 
verfügen.

11Quelle: BFI e.V. (2012). LARS. Lernen auf Reisen-
Schule. Information im Internet [Online: http://
www.bfiev.de/unsere-projekte/lars-lernen-auf-
reisen-schule/] [Zugriff: 17.07.2012].

Projekt: 
JuLe 
Internetschule12 - 
Junge Menschen mit 
unterbrochenen Lernwegen
(Leitung: Detlef Schubert 
(dschubert@hnf) und Dr. Ulrich Voigt 
(ulrich.voigt@brdt.nrw.de)

Angebot
JuLe ist eine Internetschule in Trä-
gerschaft des BFI e.V.- Bildungsnetz 
Förderung: Individuell und der Be-
zirksregierung Detmold für Schüler 
mit unterbrochenen Lernwegen als 
zeitlich begrenzte Fördermaßnahme 
zur Ergänzung und Verzahnung beste-
hender Unterstützungsangebote. Das 
Angebot reicht von der Bereitstellung 
von Inhalten zum Üben und Vertiefen, 
über die Unterstützung bei der Rück-
führung in eine Lerngruppe bis hin zur 
Vorbereitung auf Schulabschlüsse.

Adressaten
Das Angebot richtet sich an Schüler 
mit unterbrochenen Lernwegen wie 
langfristige Erkrankungen, lange Ab-
wesenheit von schulischen Angebo-
ten, besondere Förderbedürftigkeiten, 
Wartezeiten nach Maßnahmen. Es ist 
ausschließlich bezogen auf die Lernen-
den, die über die bestehenden Ange-
bote nicht erreicht werden können, 
wie z.B. Schüler, die sich im Kranken-
haus in Quarantäne befinden.

Organisation
Die für JuLe notwendige Infrastruktur 
wird durch die Nutzung der bewähr-
ten MokoDesks (Mobile kooperative 
Schreibtische), die für die Betreuung 
in LARS (Lernen auf Reisen-Schule) 
entwickelt wurden, bereitgestellt. Die 
Schüler erhalten Angebote in Form 
von Wochenplänen. Die Lernbeglei-
tung wird über mehrere Kommunika-
tionswege (Annotationen, Mail, Chat) 
gewährleistet. Die Arbeitsergebnisse 
werden in einem Portfolio gespeichert 
und besprochen. Dabei wird auf die 
Erfahrungen und erarbeiteten Inhalte 
aus LARS zurückgegriffen.

12Quelle: BFI e.V. (2012). JuLe Internetschule. In-
formation im Internet [Online: http://www.bfiev.
de/unsere-projekte/jule-internetschule/] [Zu-
griff: 17.07.2012]

Die Lernbegleitung wird von wenigen 
fest abgeordneten Stammlehrern, die 
verschiedene Schulformen und Fächer 
abdecken, angeboten. Hinzu kommen 
qualifizierte Lehrer mit einer temporä-
ren bedarfsorientierten Beauftragung.
Die Lernthemen orientieren sich ins-
besondere an den spezifischen Anfor-
derungen des Online-Lernens und den 
Förderbedürfnissen der Schüler.
Die Realisierung des Angebotes setzt 
die Finanzierung der festen Abord-
nung von Stammlehrern, die Vergü-
tung der temporären Beauftragungen 
ähnlich dem Moderatorenerlass und 
die Bereitstellung der technischen Inf-
rastruktur voraus.
 
Die Idee basiert auf 6-jährigen Erfah-
rungen des Online-Dienstes LARS (Ler-
nen Auf Reisen Schule, ca. 120 Nutzer), 
einer Internetschule für Schüler aus 
beruflich reisenden Familien in OWL 
und Erprobungen mit 7 Schülern aus 
dem oben genannten Adressatenkreis.
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G) Zeitungsartikel: 
Polizei sucht 
Schulschwänzer13

Kontrolle am Flughafen Paderborn 
- Bei vorzeitigem Start in die Ferien 
droht ein Bußgeld

Von Ernst-Wilhelm Pape

Paderborn (WB). Die Bundespolizei kon-
trolliert auf dem Flughafen Paderborn 
derzeit nicht nur die Reisepässe. Sie be-
fragt auch Eltern, die mit schulpflichti-
gen Kindern vor Ferienbeginn in den Os-
terurlaub starten.

Die Suche nach Schulschwänzern ste-
he bei der Kontrolle auf dem Flugha-
fen zwar nicht im Mittelpunkt, sagte 
gestern Oberkommissar Rainer Kers-
tiens, Sprecher der Bundespolizei in 
Münster. Wenn sich jedoch der Ver-
dacht aufdränge, dass die Eltern keine 
Genehmigung für einen vorzeitigen 
Urlaubsbeginn haben, werde nachge-
fragt. Die eine oder andere Familie sei 
auf dem Flughafen bereits auffällig ge-
worden.
Die Bundespolizei könne zwar kei-
nen Passagier vom Flug ausschließen. 
Wenn jedoch kein schlüssiger Grund 
für den frühen Urlaubsstart genannt 
werde, werde die Schulaufsicht infor-
miert, sagte Kerstiens. Es könnten auch 
nur Familien befragt werden, die in 
Staaten reisten, die nicht dem Schen-
gen-Abkommen abgehörten. Dies 
seien zum Beispiel die Türkei, nordaf-
rikanische Staaten, ost- oder südeuro-
päische Staaten sowie Länder in Asien. 
Innerhalb der Schengenstaaten, wie 
Italien oder Spanien, gebe es keine 
Kontrollen mehr.
Da mit Beginn der Ferienzeit die Reise-
preise steigen, kann eine Familie, wenn 
sie einige Tage vorher fliegt, mehrere 
100 Euro sparen. Und dies tun etliche 
Eltern. So sind im vergangenen Jahr 
gegen mehr als 100 Familien aus Ost-

westfalen-Lippe Bußgelder verhängt 
worden, weil sie die Schulferien illegal 
verlängert hatten. Nach Angaben des 
NRW-Schulministeriums haben Lehrer 
die klare Anweisung, jeden Schüler zu 
melden, der vor oder nach den Ferien 
unentschuldigt fehlt. In der Regel sei es 
den Schulleitern nicht erlaubt, Anträge 
auf Ausweitung der Ferien zu geneh-
migen, sagte eine Sprecherin der Be-
zirksregierung Detmold. Da müssten 
schon gewichtige Gründe vorliegen. 
Die Richtlinien seien hier ganz eindeu-
tig.
Die örtlichen Schulämter (sie sind zu-
ständig für Grund-, Haupt- und För-
derschulen) sowie die Bezirksregie-
rung (sie ist zuständig für die übrigen 
Schulen) verschickten bei Verdachts-
fällen Anhörungsbögen an die Eltern, 
die meist keine glaubhafte Entschul-
digung haben und dann ein Bußgeld 
zahlen müssen. Nach Angaben der 
Bezirksregierung können bei dieser 
Schulpflichtverletzung bis zu 1000 
Euro pro Kind und Elternteil verhängt 
werden. Die Bezirksregierung hat im 
vergangenen Jahr elf Bußgeldverfah-
ren eingeleitet. In Bielefeld gab es elf 
Fälle, in Minden-Lübbecke drei Fälle 
und im Kreis Lippe 13 Fälle. Während 
im Kreis Herford die Bußgelder in Sa-
chen illegale Ferientage rückläufig 
sind, gab es in den Kreisen Lippe und 
Höxter eine Steigerung. In Höxter von 
19 im Schuljahr 2007/2008 auf 65 im 
Schuljahr 2010/2011. In Lippe stieg die 
Zahl der unzulässigen Ferienverlänge-
rung von sechs Fällen im Jahr 2008 auf 
13 Fälle im vergangenen Jahr. Im Kreis 
Paderborn gab es 2011 14 Bußgeld-
verfahren, die sich auf Kinder in neun 
Familien bezogen. Die Familien muss-
ten insgesamt 2 309 Euro zahlen, sagte 
eine Sprecherin.

13Pape, E.-W. (2012). Polizei sucht Schulschwän-
zer. Westfalen-Blatt vom 29.03.2012. (Foto von 
Jörn Hannemann) 
[Eine schriftliche Abdruckgenehmigung wurde 
durch das Westfalen-Blatt am 22.05.2012 erteilt]. 
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